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Verordnung 
über die Gesamtvollstreckung 

— Gesamtvollstreckungsverordnung — 
vom 6. Juni 1990

Auf der Grundlage des § 208 Abs. 1 der Zivilprozeßord­
nung vom 19. Juni 1975 (GBl. I Nr. 29 S. 533) wird folgendes 
verordnet:

§ 1
Allgemeine Bestimmungen

(1) Die Gesamtvollstreckung erfolgt bei Zahlungsunfähig­
keit einer natürlichen oder juristischen Person sowie einer 
nichtrechtsfähigen Personengesellschaft; bei juristischen Per­
sonen auch im Falle der Überschuldung. Sie erfaßt das 
gesamte Vermögen des Schuldners mit Ausnahme der Sachen 
und Forderungen, die nach den Bestimmungen der Zivil­
prozeßordnung und anderer Rechtsvorschriften nicht der 
Vollstreckung unterliegen.

(2) Für die Gesamtvollstreckung ist das Kreisgericht zu­
ständig, in dessen Bereich der Schuldner seinen Wohnsitz oder 
Sitz hat. Die dem Gericht obliegenden Aufgaben werden vom 
Richter wahrgenommen, soweit sie nicht dem Sekretär über­
tragen werden.

(3) Auf das Verfahren der Gesamtvollstreckung sind die 
Vorschriften der Zivilprozeßordnung entsprechend anzuwen­
den, soweit nachfolgend nichts anderes bestimmt ist.

(4) Soweit in Vorschriften des Handels- und Wirtschafts­
rechts für Personen- und Kapitalgesellschaften besondere 
Bestimmungen über Konkursverfahren enthalten sind, er­
gänzen diese für ihren Bereich die Vorschriften der vorlie­
genden Verordnung über die Gesamtvollstreckurig. Wird in 
anderen Rechtsvorschriften auf das Konkursverfahren ver­
wiesen, treten an deren Stelle die Vorschriften dieser Ver­
ordnung.

§ 2
Antragstellung

(1) Das Verfahren wird auf Antrag eröffnet. Antragsberech­
tigt sind der Schuldner und jeder Gläubiger. Der Gläubiger 
hat in seinem Antrag die Zahlungsunfähigkeit oder Über­
schuldung des Schuldners glaubhaft zu machen.

(2) Nach Eingang des Antrages ist die Einleitung der 
Gesamtvollstreckung durch das Gericht zu prüfen. Das Gericht 
hat alle Umstände zu ermitteln, die für die Gesamtvollstrek- 
kung von Bedeutung sind. Es kann insbesondere Zeugen und 
Sachverständige vernehmen und den Schuldner hören. Ent­
scheidungen des Gerichts können ohne mündliche Verhand­
lung ergehen.

(3) Das Gericht kann durch Beschluß vorläufige Maßnahmen 
zur Sicherung einer Gesamtyollstreekung, insbesondere die 
Sicherung einzelner Vermögenswerte, Guthaben oder Forde­
rungen des Schuldners anordnen sowie die Verfügungsbefug­
nis des Schuldners von der Zustimmung des Gerichts abhängig 
machen oder auf andere Weise beschränken.

(4) Gegen den Schuldner eingeleitete anderweitige Voll­
streckungsmaßnahmen sind vorläufig einzustellen.

§3
Pflichten des Schuldners

(1) Der Schuldner hat dem Gericht
1. ein vollständiges Verzeichnis seines Vermögens,
2. eiin Verzeichnis seiner Gläubiger unter Angabe der beste­

henden Verpflichtungen,
3. ein Verzeichnis seiner Schuldner unter Angabe der beste­

henden Forderungen vorzulegen.
(2) Der Schuldner hat die Richtigkeit und Vollständigkeit 

des Verzeichnisses zu versichern; er ist über die strafrecht­
lichen Folgen einer wissentlich falschen Versicherung zu 
belehren.

§4
Entscheidung über die Eröffnung des Verfahrens

(1) Vor der Entscheidung über die Eröffnung der Gesamt­
vollstreckung ist der Schuldner zu hören. Soweit der 
Schuldner ein Unternehmen betreibt, kann das Gericht die 
zuständige Wirtschafts- und Finanzbehörde sowie Banken, 
mit denen der Schuldner in Verbindung steht, zur Verfahrens­
eröffnung hören.

(2) Die Gesamtvollstreckung ist abzulehnen, wenn das Ver­
mögen des Schuldners so gering ist, daß die Kosten des Ver­
fahrens nicht gedeckt werden können, oder wenn durch die 
in Absatz 1 genannten Stellen die Gewähr für die Beseitigung 
der Zahlungsunfähigkeit gegeben ist.

(3) Der Beschluß über die Ablehnung des Antrages auf Er­
öffnung der Gesamtvollstreckung ist dem Schuldner und dem 
antragstellenden Gläubiger zuzustellen.

Eröffnungsbeschluß
§5

Die Gesamtvollstreckung ist durch Beschluß zu eröffnen 
(Eröffnungsbeschluß). In dem Beschluß ist
1. dem Schuldner die Verfügung über sein Vermögen zu 

verbieten;
2. die Verwaltung des Vermögens des Schuldners anzuord­

nen und eine geschäftskundige, vom Schuldner und von 
den Gläubigem unabhängige Person als Verwalter zu 
bestellen;

3. allen Gläubigem des Schuldners aufzugeben, innerhalb 
einer vom Gericht festgelegten Frist (Anmeldefrist) ihre 
Forderungen beim Verwalter anzumelden, anderenfalls 
sie bei der Erlösverteilung unberücksichtigt bleiben 
können;

4. allen denjenigen aufzugeben, die ein Eigentums- oder 
Pfandrecht an einer im Vermögen des Schuldners befind­
lichen beweglichen Sache beanspruchen, dieses Recht 
innerhalb der Anmeldefrist beim Verwalter geltend zu 
machen, da anderenfalls die Gefahr besteht, daß dieses 
Recht infolge der Verwertung der Sache erlischt;

5. allen denjenigen, die eine zum Vermögen des Schuldners 
gehörende Sache besitzen oder dem Schuldner zu einer 
Leistung verpflichtet sind, die Leistung an den Schuldner 
zu verbieten und aufzugeben, nur noch an den Verwalter 
zu leisten.

§ 6

(1) Der Eröffnungsbeschluß ist gemäß § 41 Zivilprozeß­
ordnung öffentlich bekanntzumachen. Er ist an den Schuldner 
und an den vom Gericht bestellten Verwalter zuzustellen.

(2) Der Eröffnungsbeschluß ist zu übersenden an
1. die zuständige Industrie- und Handelskammer bzw 

Handwerkskammer;
2. das Zustellpostamt, für den Fall, daß die Entgegennahme 

der Sendungen nur durch den Verwalter erfolgen soll;
3. die Kreditinstitute des Schuldners;
4. die registerführenden Behörden mit dem Ersuchen um 

Eintragung der Eröffnung der Gesamtvollstreckung in das 
Register soweit das Unternehmen oder Grundstücke oder 
Gebäude des Schuldners in einem Register eingetragen 
sind.

(3) Der Verwalter hat denjenigen den Eröffnungsbeschluß 
zu übersenden, von denen bis zum Ablauf der Anmeldefrist 
bekannt wird, daß ihnen Forderungen oder sonstige Rechte 
gegen den Schuldner zustehen oder daß sie dem Schuldner zu 
einer Leistung verpflichtet sind.

§7
Pfändungswirkung

(1) Die Pfändung des Vermögens des Schuldners wird mit 
dem im Eröffnungsbeschluß genannten Zeitpunkt bewirkt.


